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Mettmanns Ausländeramt:
Herausforderungen und Lösungsansätze

im Asylverfahren
Mettmann kämpft mit überlastetem Ausländeramt. Martin
Sträßer plädiert für differenzierte Asyldebatte und digitale

Lösungen.

Mettmann | Am 24. August 2024 traf sich der
Landtagsabgeordnete Martin Sträßer (CDU) mit Florian Peters,
dem Amtsleiter des Ausländeramtes im Kreis Mettmann, um
über die steigenden Herausforderungen bei der Bearbeitung von
Asylanträgen zu sprechen. Die Debatte über Flucht und
Einwanderung bleibt ein zentrales Thema der Politik, das große
Aufmerksamkeit erfordert. Viele Flüchtlinge erleben langwierige
Verfahren, während die kommunalen Ämter oft an ihre Grenzen
stoßen.

Ein zentraler Punkt des Austausches war die oft vereinfachte
öffentliche Diskussion über Asylverfahren. Sträßer betonte: „Wir
können nicht alle in Deutschland aufnehmen. Wir brauchen aber
eine differenziertere Diskussion.“ Dies verdeutlicht, dass die
Thematik komplexer ist, als es auf den ersten Blick erscheint.
Flüchtlingsanträge werden in vielen Fällen individuell betrachtet,
was die Arbeit des Ausländeramtes enorm beansprucht.

Die Realität der Ausländerbehörde

Das Ausländeramt sieht sich mit einer enormen
Arbeitsbelastung konfrontiert. Viele Menschen, die Schutz in
Deutschland suchen, haben nicht nur Anspruch auf ein faires
Asylverfahren, sondern die Mitarbeitenden müssen oft unter



Druck Entscheidungen in Einzelfällen treffen, die Gegenstand
intensiver rechtlicher und humanitärer Erwägungen sind.

Peters erklärte, dass die Anerkennung eines Asylantrags oft nur
zu einer befristeten Aufenthaltserlaubnis führt. Eine Ablehnung
kann zwar keine sofortige Ausweisung zur Folge haben, jedoch
stehen viele Asylsuchende unter Duldung, was bedeutet, dass
sie aus verschiedenen humanitären oder rechtlichen Gründen
nicht abgeschoben werden können. Dies führt zu einer weiteren
Erhöhung der Fallzahlen, die bearbeitet werden müssen.

Leider scheitern Abschiebungen häufig an Praktiken, wie dem
Fehlen von Ausweisdokumenten oder der Weigerung der
Herkunftsländer, Rückführungen durchzuführen. Selbst im Fall
von straffällig gewordenen Flüchtlingen, die nach deutschem
Recht prioritär abgeschoben werden könnten, bindet der Prozess
viel Zeit und Ressourcen.

Ein weiteres wichtiges Thema sind die bisherigen Maßnahmen
zur Verbesserung der Abläufe im Ausländeramt, welche Peters
bemerkt hat. Er kündigte an, dass nahezu eine Million Euro
Landeszuschüsse für die Digitalisierung des Migrationsbereichs
bereitgestellt wurden. Im Mittelpunkt steht die Einführung der „E-
Akte“, die eine digitale Neugestaltung der Aktenführung
vorantreibt. Momentan befinden sich etwa 50.000 Aktensätze im
Umlauf, die normalerweise mühsam kopiert und ausgehändigt
werden müssen. Durch die digitale Verwaltung erwartet man
eine spürbare Entlastung für die Mitarbeitenden und schnellere
Bearbeitungszeiten.

Die Zukunft der Einwanderungspolitik

Sträßer sieht große Herausforderungen in der Zukunft der
Migration: „Einerseits brauchen wir eine gerechtere Verteilung
der Geflüchteten in Europa und die gemeinsame Arbeit an der
Beseitigung der Fluchtursachen.“ Auf der anderen Seite gilt es,
aufgrund des Fachkräftemangels in Deutschland auch ein
großes Interesse an qualifizierter Einwanderung zu entwickeln.



Diese Spannbreite erfordert eine tiefere Diskussion, um
respektvolle Lösungen zu finden.

Bei seinem Gespräch dankte Sträßer Peters für den offenen
Austausch und bat darum, seine Dankbarkeit an das gesamte
Team des Ausländeramtes weiterzuleiten, das täglich unter
hoher Belastung effektive Lösungen sucht. Es wird deutlich, dass
hinter den Kulissen eine Vielzahl von menschlichen Schicksalen
steht, die ein umfassendes Management erfordern.

Interessanterweise zeigt der Verlauf der Debatte, dass
Asylverfahren weit mehr als nur bürokratische Abläufe sind,
sondern eine grundsätzliche menschliche Komponente
beinhalten. Der Fortschritt, den die Digitalisierung mit sich
bringt, könnte nicht nur die Abläufe im Amt erleichtern, sondern
auch dazu beitragen, dass die Herausforderungen in der
Flüchtlings- und Einwanderungspolitik mit mehr Transparenz
und Empathie angegangen werden können.

Eine neue Perspektive auf Migration und
Flüchtlingsschutz

Der Dialog zwischen den politisch Verantwortlichen und den
Mitarbeitenden der Ausländerbehörde ist unerlässlich, um die
Thematik nachvollziehbar zu machen. Das Aufeinandertreffen
von Politik und Amtsleitung verdeutlicht einen notwendigen
Austausch, der für ein besseres Verständnis der komplexen Lage
sorgen soll – zum Wohl derjenigen, die in Deutschland Schutz
suchen, und zur Entlastung der Behörden.

Hintergrund der Migrationsproblematik

Die Migrationsproblematik ist in Deutschland und Europa ein
zentrales Thema, das sowohl gesellschaftliche als auch
politische Diskurse prägt. Die Gründe für Flucht und Migration
sind vielfältig und umfassen politische Instabilität, bewaffnete
Konflikte und wirtschaftliche Notlagen. Die Vereinten Nationen



schätzen, dass weltweit über 80 Millionen Menschen auf der
Flucht sind, was die Dimension der Herausforderung
verdeutlicht. Die Entstehung dieser Krisen ist oft das Resultat
jahrzehntelanger Konflikte und der Missachtung von
Menschenrechten.

In den letzten Jahren hat Deutschland eine zunehmende Zahl an
Asylanträgen verzeichnet, insbesondere aus Ländern wie Syrien,
Afghanistan und Irak. Der Andrang führte in vielen Kommunen
zu einem Anstieg der Belastungen in den lokalen
Ausländerämtern, die oft nicht ausreichend auf die
gewachsenen Anforderungen vorbereitet sind. Die Debatten
über die Integration und die Verteilung von Geflüchteten
innerhalb Europas intensivieren sich, wobei sowohl mit
rechtlichen als auch mit sozialen Herausforderungen
umgegangen werden muss.

Aktuelle Statistiken zur Migration

Die aktuellen Trends zeigen, dass Deutschland im Jahr 2023
mehr als 200.000 Asylanträge bearbeitet hat, was einen Anstieg
im Vergleich zu den Vorjahren darstellt. Laut dem statistischen
Bundesamt machen allein syrische Staatsangehörige über ein
Viertel der Anträge aus. Dies spiegelt die anhaltende
Notwendigkeit wider, geeignete Maßnahmen zur Unterstützung
von Geflüchteten zu ergreifen und gleichzeitig die Ämter zu
entlasten.

Zusätzlich ist zu erwähnen, dass in den letzten Monaten das
Interesse an qualifizierter Einwanderung stark zugenommen hat.
Im Jahr 2024 waren schätzungsweise 40% der Arbeitgeber in
Deutschland auf der Suche nach Fachkräften aus dem Ausland,
was an den demografischen Herausforderungen und dem
Fachkräftemangel liegt. Diese Statistiken verdeutlichen den
doppelten Druck, unter dem die Migrationsbehörden stehen:
einerseits die humanitäre Verantwortung gegenüber den
Geflüchteten, andererseits die wirtschaftlichen Bedürfnisse des
Landes.



Die Diskussion um diese Themen muss auf einer soliden
Informationsbasis erfolgen, um effektive Lösungen zu finden, die
den komplexen Anforderungen der heutigen Zeit gerecht
werden. Statistisches Bundesamt
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